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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.04.1980 

Geschäftszahl 

1157/78 

Rechtssatz 

Gegenstand des Auskunftsverlangens und der entsprechenden Prüfung der Richtigkeit der erteilten Auskunft 
kann nach der Stammfassung des § 103 Abs 2 KFG nur sein, ob der Zulassungsbesitzer sein Kraftfahrzeug einer 
anderen Person zum Lenken überlassen hat, ja oder nein, und wenn ja, wem. Im Falle, daß der 
Zulassungsbesitzer das Kfz keiner anderen Person zum Lenken überlassen hat, kann sich das behördliche 
Auskunftsverlangen nicht darauf beziehen, ob das Kfz zu einer bestimmten Zeit vom Zulassungsbesitzer selbst 
gelenkt wurde, oder ob es gar nicht in Betrieb war. 

Beachte 

Besprechung in: 

Verkehrsjurist d ARBÖ, Nr 51/52, Kritik von Manfred KÖ; 

Abgegangen hievon ohne verstärkten Senat (demonstrative Auflistung): 

83/08/0195 E 4. Juli 1985 RS 2 

(RIS: abwh) 


